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Regierungsvorlage 

A B K O MME N 

ZWISCHEN _ DER REPUBLIK ÖSTER­
REICH UND DER TSCHECHISCHEN 
UND SLO WAKISCHEN FÖDERATIVEN 
REPUBLIK ÜBER ERLEICHTERUNGEN 
DER GRENZABFERTIGUNG IM EISEN­
BAHN-, STRASSEN- UND . SCHIFFS-

VERKEHR 

Die Republik Österreich und die Tschechische 
und Slowakische Föderative Republik- sind in der 
Absicht, die Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr zwischen ihren beiden 
Staaten zu erleichtern und zu beschleunigen, wie 
folgt übereingekommen: 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel! 
Im Sinne dieses Abkommens bedeuten: 
1. "Grenzabfertigung" 

die Vollziehung aller Rechtsvorschriften: der 
Vertragsstaaten, die aus Anlaß des Grenzüber­
trittes von Personen sowie der Ein-, Aus- und 
Durchfuhr von Gütern anzuwenden sind; 

. 

2. "Gebiet�staat" 
den Vertragsstaat, auf dessen Hoheitsgebiet 
die Grenzabfertigung des anderen Vertrags­
staates vorgenommen wird; 

3. "N achbarstaat" 
den an:deren Vertragsstaat; 

4. "Zone" 
den Bereich des Gebietsstaates, in dem die 
Bediensteten. des Nachbarstäates be�echtigt 
sind, die Grenzabfertigung vorzunehmen; 

5. ',,13lfdienstete" 
die Personen, die als Organe der· für die 
Grenzabfertigung zuständig�n Behörden 
ihren Dienst ausüben, sowie die mit der 
Dienstaufsicht beauftragten Personen:; 

6. "Güter" 
,Waren, Beförderungsmittel und Werte, die 
den Devisenbestimmungen unterliegen. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen 
dieses Abkommens die Grenzabfertigung im Eisen­
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr' erleichtern und 
beschleunigen. . . 

(2) Zu diese� Zweck werden im Gebietsstaat 
1. Grenzabfertigungsstellen des Nachbarstaates 

errichtet, und wi�d 
2. auf bestimmten Strecken die Grenzabferti� 

gung in Verkehrsmitteln während de� Fahrt 
eingeführt. 

(3) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind 
berechtigt, die Grenzabfertigung gemäß diesem 
Abkommen im Gebietsstaat vorzunehmen. 

(4) Die zuständigen Zentralbehörden der Ver­
tragsstaaten bestimmen durch Vereinbarung 

1. die Errichtung, Änderung oder Aufhebung der 
im Absatz i genannten GrenzabfertigungssteI­
len, 

2. die Strecken, auf denen die Bediensteten des 
Nachbarstaates im Gebietsstaat 
a) die Grenz",bfertigung in Verkehrsmitteln 

während c\er Fahrt durchführen dürfen, 
b) festgenommene oder. zurückgewiesene 

Personen sowie sicherges.tellte Güter oder 
Beweismittel in ihren Staat verbringen oder 
zu einer .anderen Grenza�fertigungsstelle 
ihres Staates begleiten dürfen, und 

3. die Zonen. 

Artikel 3 

(1) Die Zone kann umfassen: 
1. im Eisenbahnverkehr 

a) Teile ' von Bahnhöfen und 'sonstigen . 
Eisenbahnänlagen (Artikel 2 Absatz 2 
Ziffer .1); die Zone umfaßt jedenfalls die 
Bahristrecke zwischen. d�r . Staat,sgrenze 
und der Grenzabfertigungsstelle; 

b) bei ' der Grenzabfertigung während der' 
Fahrt den Zug auf der gemäß Artikel 2 
Absatz 4 Ziffer 2 lit. a bestimmten Bahn-

, '. > 

-.:': 
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strecke sowie Teile der Bahnhöfe, die der 
Zug durchfährt; 

, 

2. im Straßenverkehr Teile von Dienstgebäuden, 
Straßenabschnitte und sonstige Anl\lgen; die 
Zone umfaßt jedenfalls die Straße zwischen 
der Staatsgrenze und der Grenzabfertigungs-
steIle ; 

, 

3. im Schiffsverkehr 
a) Teile der Dienstgebäude, der Wasserstraße 

sowie der Ufer- und Hafenanlagen; die 
Zone umfaßt jedenfalls die Wasserstraße 
zwischen der Staatsgrenze und der Grenz-
abfertigungssteIle ; 

, 

b) bei der Grenzabfertigung während der 
Fahrt das Schiff auf der gemäß Artikel 2 
Absatz 4 Ziffer 2 lit. a bestimmten Wasser­
straße, sowie Teile der Gebäude und 
Anlagen an dieser Wasserst�aße. 

'(2) Bei den Amtshandlungen gemäß Artikel 2 
Absatz 4 Ziffer 2 lit. b sind die festgelegten Strecken 
der Zone rechtlich gleichgestellt. 

(3) Die Jür die Grerizabfertigung und den 
Eisenbahnverkehr zuständigen Behörden der Ver­
tragsstaaten bestimmen, in welchen Reisezügen die 
Grenzabfertigung während der Fahrt vorgenommen 
wird. 

ABSCHNITT II 

Grenzabfertigung 

Artikel 4 

(1) In der Zone gelten für die Grenzabfertigung 
des Nachbarstaates alle Rechtsvorschriften dieses 
Staates über den Grenzübertritt von Personen und 
über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Gütern; sie 
werden von den Bediensteten des Nachbarstaates im 
gleichen Umfang und mit denselben Folgen wie im 
eigenen Staatsgebiet durchgeführt. 

(2) Die in der Zone von den Bediensteten des 
N a,chbarstaates • 'durchgeführten Amtshandlungen 

,gelten als in der Gemeinde. des Nachbarstaates 
durchgefühn,}ri deren Gebiet sich der zugehörige 
Grenzübergang befindet. 

(3) Die in der Zone begangenen Verstöße gegen 
die im Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften des 
Nachba:rstaaies gelten .als in der im Absatz 2 
genannten Gemeinde begangen. 

(4) Im übrigen gilt das Recht des Gebietsstaates. 

Artikel 5 

"(1) Zu den Befugnissen nach Artikel 4' Absatz 1 
gehört auch·" das Recht der Festnahme und 
zwangsweisen Zurückstellung. Die Bediensteten des 
Nachbarstaates sind jedoch nicht befugt, Angehö­
rige des Gebietsstaates auf dessen Gebiet festztmeh-

. .. . .' 

men, in Haft zu halten odedn den Nachbarstaat zu 
verbringen. Sie dürfen aber diese Personen der 
eigenen vorgeschobenen Grenzabfertigungsstelle 
oder, wenn eine solche nicht besteht, der Grenzab­
fertigungssteIle des Gebietsstaates zur schriftlichen 
Aufnahme des Sachverhaltes zwangsweise vorfüh­
ren. 

(2) Bei Maßnahmen gemäß Absatz ist 
unverzügl,ich ein Bediensteter des Gebietssiaates 
hinzuzuziehen. 

(3) Das Asylrecht des Gebietsst�a:tes bleibt 
unberührt. 

Artikel 6 

(I) In der Zone ist die Grenzabfertigung des 
Ausgangsstaates vor',· der Grenzabfertigung des 
Eingangsstaates durchzuführen, es sei· denn; daß auf 
die Grenzabfertigung des Ausgangsstaates verzich­
tet wird. 

(2) Im: Eisenbahn- und im Schiffsverkehr dürfen 
bereits nach Beginn der Grenzabfertigung des 
Ausgangsstaates die Bediensteten des Eingangsstaa­
tes die Grenzabfertigung der von den Bediensteten 
des Ausgangsstaates bereits abgefettigten Personen 
und Güter durchführen. 

(3) Nach Beginn der Eingangsabfertigung sind 
die Bediensteten des Ausgangsstaates nicht mehr 
berechtigt, Grenzabfertigungshandlungen vorzu­
nehmen. Wenn sich jedoch nach Beginn der 
Eingangsabfertigung der Verdacht einer gerichtlich 
strafbaren Handlung ergibt oder nachträglich 
bekannt wird, daß sich eine. Person, nach der zur 
Festnahme gefahndet wird, in der Zone befindet, 
sind die Bediensteten des Ausgangsstaates nach 
vorheriger Benachrichtigung der Bediensteten des 
Eingangsstaates berechtigt, Grenzabfertigungs­
handlungen zu wiederholen. 

�tikel 7 

(1) Die Bediensteten der Vertragsstaaten dürfen 
einvernehmlich von der im: Artikel 6 Absatz 1 
vorgesehenen Reihenfolge abweichen, weim es im 
Interesse einer raschen Grenzabfertigung geboten 
ist. In diesen Fällen dürfen die Bediensteten des 
Eingangsstaates Festnahmen oder Beschlagnahmen 
erst nach Beendigung der Grenzabfertigung des 
Ausgangsstaates vornehmen. Sie führen, wenn sie 
eine solche Maßnahme treffen wollen, die betreffen­
den Personen und' Güter den Bediensteten des 
Ausgangsstaates zu, wenn die Grenzabfertigung des 
Ausgangsstaates hinsichtlich dieser Personen und 
Güter noch nicht beendet ist. Wollen die Bedi�nste­
ten des Ausgangss�aates ihrerseits Festnahmen oder 
Beschlagnahmen vornehmen, so gebührt ihnen. der 

, Vorrang. 
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(2) Die von den Bediensteten des Nachbarstaates 
bei der Grenzabfertigung im Gebi,etsstaat einge­
nommenen oder zum dienstlichen. Gebrauch mitge-, 
führten Geldbeträge und die beschlagnahmten oder 
eingezogenen Güter dürfen in den Nac�batstaat 
verbracht werden, 

Artikel 8 

(l)Güter, die bei der Ausgangs;'lbfertigung von 
den 'Bediensteten des Nachbarstaates in diesen 
zurückgewiese� oder vor B�ginn der Eingangsab­
fertigung des Gebietsstaates auf V �ranlassurtg der 
hiezu berechtigten Person in den Nachbarstaat 
'zurückgeführt werden, unterliegen weder "den 
Ausfuhrvorschriften noch der Ausgangsabfertigung 
des Gebietsstaates, ' 

(2) Per�onen, die' von den Bediensteten des 
Eingangsstaates zurückgewiesen werden, darf die 
Rückkehr in den Ausgangsstaat nicht verweigert 
werden, Desgleichen darf die Wieder'einfuhr von 
Gütern in den Ausgangsstaat; deren, Einfuhr von 
den Bediensteten des Eihgangsstaates abgelehnt 
wird, nicht verweigert werden, 

(3) Bei Durchführung der im Absatz 2 genannten 
Maßnahmen werden die Bediensteten der Vertrags­
staaten einander informieren und zusammenarbei­
ten. 

ABSCHNITT III 

Bedienstete 

Artikel 9 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates dürfen 
vorbehaltlich des Absatzes 2 auf Grund eines mit 
Lichtbild versehenen Dienstausweises zur Ausübung 
ihres Dienstes 'im Gebietsstaat die' Staatsgrenze an 
allen gemeinsamen Grenzübergängen überschrei­
ten. Dieser Ausweis berechtigt die Bediensteten, sich 
zur Zone (Artikel 1 Ziffer 4) zu begeben, sich darin 
aufzuhalten und von dort in den Nachbarstaat 
zurückzukehren. 

(2) Die Bediensteten des Na'chbarstaates, die im 
Gebietsstaat die Grenzabfertigung im Eisen�ahn­
oder Schiffsverkehr vornehmen, müssen im Bes�tz 
eines Dienstausweises und' eines zweisprachig 
gehaltehen Di�nstauftragessein. Pbi- DJenstauftrag 
hat Namen, Datu'm und Ort der Geburt sowie die 
Nummer des Dienstausweises und die Zone (Artikel 
1 Ziffer 4) zu enthalten. 

(3) Einreisever:bote gegen einzelne Bedienste'te 
des Nachbarstaates bleiben ;von dieser Regelung 
unberührt. In einem solchen Fall ist der Behörde des 
Nachbarstaates, die den Dienstaus:weis oder den 
Dienstauftrag ausgestellt hat, hiervon unverzüglich 
Mitteilung zu machen. 

. 

Artikel 10 

dY Der Gebietsstaat gewährt den Bediensteten 
des Nachbarstaates bei der Ausübung ihres Dienstes 
in der Zone den gleichen Schutz und Beistand wie 
den' eigene� Bediensteten. Die strafrechtlichen 
Bestimmungen des Geb�etsstaates zum Schutz von 
Bediensteten und ihren Amtshandlungen sind auch 
auf strafbare Handlungen anzuwenden, die im'­
Gebietsstaat gegen Bedienstete des Nachbarstaates 
während . der Ausübung ihres Dienstes oder in 
Beziehung auf diesen,Dienst begangen werd�n. 

(2) Von strafbaren Handlungen, die von einem 
Bediensteten des Nachbarstaates im Gebietsstaat 
begangen werden, ist die ' Dienstbehörde des 
Bediensteten durch die zuständige Behörde des 
Gebietsstaates unverzüglich zu benachrichtigen. 

,(3) Zur Entscht:iqung über die Ansprüche auf ' 
Ersatz von Schäden, die' von ';Bediensteten des 
'Na�hbarstaates in Vonziehung der Gesetze ,in der 
Zone verursacht worden sind, SInd die Gerichte des 

, Nachbarstaates �uständig. Diese, Anspruche sind 
nach dein Recht dieses Nachbarstaates zu beurtei-
len. ' 

' ' ' >, 

, Artikel 11 

Die Bediensteten des Nachbarstaates dürfen in 
Ausübung ihres Dienstes iin G�bietsstaat sowie auf 
dem Weg zur Zone und zurück ihre Dienstklei­
dung, Dienstabzeichen und Dienstwaffe tragen und 
die erforderliche Dienstausrüstung sowie Dienst­
hunde mitführen. Von der Waffe dürfen sie jedoch 
nur im Falle der Not:wehr Gehrauch machen. 

Artikel 12 

(1) Wird ein Bediensteter des Nachbarstaates im 
Gebietsstaat während der Ausübung seines Dienstes 
oder in Beziehung auf diesen Dienst getötet oder 
verletzt oder wird eine Sache, die er mit sich' führt 
oder an sich t�ägt, beschädigt oder vernichtet, so 
sind die Anspruche auf Ersatz :dieser Schäden nach 
dem Recht des Nachbarstaates zu beurteilen. 

(2) Zur Entscheidung über Schadenersatzansprü­
che nach Absatz i sind die Gerichte jenes 
Vertrags staates zuständig, in dem das den Schaden 
verursachende Verhalten gesetzt worden ist' oder in 
dem der Schädiger seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Zuständig ist auch das Gericht, ' in , dessen 
Sprengel der Kläger seinen gewöhnlichen Aufent­
halt hat. 

(3) Rechtskräftige f.�tscheidungen, die über 
Schadenersatzansprüc,h�:":iia:ch Absatz! von, eirtelIl, 
Gericht eines der Viirtragsstaat�n gefällt worden, 
sind, und Vergleiche, ,die vor einem solchen Geric,ht 
über solche Schadeners;l.tzansprüche geschlqssen 
worden sind, werden - vorbehaltlich Absatz.4 -

235 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 15

www.parlament.gv.at



4 235 der Beilagen 

im anderen Vertragsstaat' anerkannt und, soweit 
diese Entscheidungen oder Vergleiche vollstreckbar 
sir\.d, vollstreckt. 

(4) Die Anerkennung und Vollstreckung darf 
versagt werden, wenn , 

a) sie mit der öffentlichen Ogfnung jenes 
, Staates, in dem. die Entscheidung ,oder der 

Vergleich geltend gemacht wird, offensicht­
lich unvereinbar ist, 

b) das Gericht zur Entscheidung nach Absatz 2 
nicht zuständig war oder der Vergleich vor 
einem nach Absatz 2 unzuständigen Gericht 
geschlossen worden ist, 

, c) in derselben Sache zwischen denselben 
Parteien das Gericht j enes Vertragsstaates 
schon früher rechtskräftig entschieden hat, in 
dem die Entscheidung oder der Vergleich 
geltend gemacht wird, oder die Parteien 
scho'n früher vor dem Gericht des Staates, in 
dem die Entscheidung öder der Vergleich 
geltend gemacht wird, in derselben Sache 
einen Vergleich geschlossen haben, 

d) ein Verfahren zwischen denselben Parteien 
wegen desselben Gegenstandes vor einem 
Gericht des Staates früher anhängig gemacht 
worden ist, in dem die Entscheidung geltend 
gemacht wird, 

e) der Partei, gegen die die Entscheidung 
gerichtet ist, die Möglichkeit, sich ordnungs­
gemäß an dem Verfahren zu' beteiligen, 
genommen war. 

ABSCHNITT IV 
Grenzabfertigungsstellen 

Artikel 13 
Die Abfertigungsbefugnisse und die Abferti­

gungszeiten der Grenzabfertigungsstellen der Ver­
iragsstaaten sind möglichst übereinstimmend fest­
'zusetzen. 

Artikel 14 
(1) Ve�gütung'en fUr die Benützung der für die 

Gtenz;ilifertigungsstellen des Nachbarstaates im 
Gebietsstaat benötigten Anlagen im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr werden zivilrechtlich 
vereinbart. 

(2) Die Eisenbahnen und die Schiffahrtsunter­
nehmen haben die Bediensteten, die die Grenzabfer-' 
tigung während der Fahrt durchzuführen haben, 
unentgeltlich zu befördern und ihnen die erforderli­
chen Zugsabteile oder Schiffskabinen unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen. 

:.:--:" . 

,. (1) Die für die Grenzabfertigungsstellen des 
Nachbarstaates bestimmten Räume sind durch 
Amtsschilder ,und Höheitszei�he� ' kenntlich zu 
machen. 

(2) Die Aufschriften an den Diensträumen: der ' 
Bediensteten des Nachbarstaates si,nd, in deutscher 
und tschechischer oder' slowakischer Sprache 
anzubringen. 

Artikel 16 

Gegenstände, die zum dienstlichen GebraUch der 
Grenzabfertigungsstellen oder zum Bedarf der 
Bediensteten des Nachbarstaates während' des 
Dienstes im Gebietsstaat bestimmt sind, sind von 
allen Ein- und Ausgangsabgaben befreit und sind 
nicht bewilligungspflichtig. Es sind keine Sicherhei­
ten zu leisten. Wirtschaftliche Verbote und 
Beschränkungen in der Ein- und Ausfuhr sind auf 
diese Gegenstände nicht anzuwenden. Das gleiche 
gilt für Dienstfahrzeuge und für Fahrzeuge der 
Bediensteten, die zur Ausübung' des Dienstes 
vorübergehend in den Gebietsstaat eingebracht 
werden. 

" 

Artikel 17 

(1) Der Gebietsstaat wird die Errichtung und den 
Betrieb der ausschließlich für die Tätigkeit der 
vorgeschobenen Grenzdienststell'en erforderiichen 
Fernmeldeanlagen sowie deren Verbindung mit den 
entsprechenden Anlagen des Nachbarstaates gebüh­
renfrei bewilligen, vorbehaltlich der Erstattung 
etwaiger Kosten für Errichtung und Miete. Der 
Betrieb die'ser Fernmeldeanlagen gilt als interner 
Verkehr des Nachbarstaates. Hinsichtlich der 
Vergütung für die Einrichtung und die Benützung 
der Anlagen der Eisenbahnen gelten die zwischen 
den Eisenbahnen getroffenen Regelungen. 

(2) Abgesehen von den im Absatz 1 geregelten 
Fällen gelten die Rechtsvorschriften der beiden 
Vertragsstaaten . über Errichtung, Instandhaltung 
und Betrieb von Fernmeldeanlagen auf ihrem 
jeweiligen Gebiet. 

ABSCHNITT V 

Schlußbestiinmungen 

Artikel 18 

Im Interesse der nationalen Sicherheit oder 
wegen anderer zwingender öffentlicher Interessen 
kann jeder Vertragsstaat einseitig die Anwendung 
des Abkommen,s oder einzelner' Bestimmungen 
dieses Abkomrru!ns vorübergehelJd mit oder ohne 
örtliche Beschränkun'g aussetzen. ' Der andere 
Vertragsstaat ist hievon unverzüglich schriftlich auf 
diplomatischem Weg zu benachrichtigen. 

Artikel 19 , ., ' 

(1) Meinungsverschiedenheiten über ,die Ausle­
gung '.pder: die Anwendung dieses Abkommens 
sollen durch die zuständigen .Verwaltungender 
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Vertragsstaaten beigelegt werden . Die Regelung auf 
diplomatischem Wege wird dadurch nicht ausge­
schlossen. 

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf 
diese Weise nicht erledigt werden kann, ist sie auf 
Verlangen eines der beiden Vertragsstaaten einem 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder der beiden Vertragsstaa­
ten binnen' drei Monaten, nachdem einer von ihnen 
seine Absicht, das Schiedsgericht anzurufen, be­
kanntgegeben hat, je einen Schiedsrichter bestellt 

, und daß sich die so bestellten Schiedsrichter auf den 
Angehörigen eines dritten Staates als Oberschieds­
richter einigen. Kommt eine Einigung über den 
Oberschiedsrichter binnen sechs Monaten, nach­
dem einer der beiden Vertragsstaaten seine Absidlt, 
das Schiedsgericht anzurufen, bekanntgegeben hat, 
nicht zustande, so gelten in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung für die Bestellung des 
Oberschiedsrichters die Bestimmungen des Artikels 
4S des Abkommens zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitfälle vom 18. Oktober 1907, 
soweit sie die Wahl des Oberschiedsrichters 
betreffen. 

(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidungen 
auf Grund dieses Abkommens und der zu seiner 
Durchführung getroffenen Vereinbarungen sowie 
unter Anwendung der zwischen beiden Vertrags­
staaten geltenden und zur Zeit der Entstehung oder 
Dauer der Streitfrage anwendbaren internationalen 
Abkommen, des Völkergewohnheitsrechtes und' der 
allgemein anerkannten Rechtsgrundsätze. 

(S) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen­
mehrheit, Seine Entscheidungen sind bindend, Jeder 
der beiden Vertragsstaaten trägt die Kosten seines 
Schiedsrichters. Die übrigen K,osten werden von 
beiden Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen, 
Im übrigen regelt das Schiedsgericht das Verfahren 
selbst. 

(6) Auf die Ladung und :Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen sind die zwischen den heiden 
Vertragsstaaten über c\ie Rechtshilfe jeweils gelten­
den Bestimmungen sinnge.mäß' anzuwenden. 

Artikel 20 

(1)' Dieses Abkommen bedarf ger Ratifikation. 
Die Ratifikationsurkunden sollen sobald " wie 

, möglich in Prag a��;g�tauscht werden, 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des 
dritten 'Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in 
dem die Ratifikai:ionsurkunden ausgetauscht wer­
den. 

(3) Dieses Abkommen kann jederzeit schriftlich 
auf diplomatischem Wege gekündigt werden; es tritt 
zwölf Monate nach seiner Kündigung außer Kraft. 

GESCHEHEN ZU Wien, am 17.Juni 1991, in 
zwei Urschriften in, deutscher und tschechischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise 
authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 
Ericb Kussbach 

Für die Tschechische und Slowakische Föderative 
Republik: 

Magda Yasary'ova 

O O H ODA 

MEZI RAKOUSKOU REPUBLIKOU .A 
CESKOU A SLOVENSKOU FEDERA­
TIVNI REPUBLIKOU o ·  ULEHCENI 
POHRANICNIHO OOBAVOVÄNI V ZE­
LEZNICNI, SILNICNI A VÖONI 00-

PRAVE 

Rakouskä republika a Ceskä a Slovenskä 
Federativni Republika, vedeny umyslem usnadnit a 
urychlit odbavovänf na stätnich hranidch v ze­
leznienf, silnienf a vodni doprave mezi obema stäty, 
se dohodly takto: 

'ODDIL I 

Obecna ustanoveni 

Clanek 1 
Ve smyslu teto Dohody se r.o�umi: 
1. "pohranienim odbavenfm" provädeni vsech 

prävnich predpisü smluvnich stätü; ktere je 
treba uplatnit pfi prekraeoväni stätnich hranic 
osobami a pfi dovozu, vyvozu a prüvozu 
zbozf; 

2. "uzemnim stätem" smluvnf stät, na jehoz 
vysostnem uzemi se, uskuteenuje pohranienf 
odbaveni druheho smluvniho stätu; 

3. "sousednfm stätem" druhY-,smluvni stät;, 
4. "prostorern" oglast uzemnfho stätu, v nfz jsou 

pracovnici sOllsedniho stätu, oprävneni provä­
det pohranicni odbaveni;, 

S. "pracoynfky" osoby, ktere jako orgäny uradö 
pfislusnych pro ponranicni odbavovänf vyko­
nävaji svou sluzbu, jakpz i osoby poverene 
slutebnim dozor�m;', ' 

6. ,,�bozfm" zbozf, dopravni prostfedky a 
hodnoty podlehajid devizovym predpisüm. 

Clanek 2 
(1) Smluvni stäty usnadni a urychli v rämci teto 

Dohody pohranicnf odbavoväni v zeleznicni, 
silnicni a vodni doprave, 

(2) K tomuto ucelu budou v uzemnitn stäte: 
1. ' zffzena pohrarticnf odbavovad stanoviste stätu 

sousednfho a 
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2. zavedeno na urCirych trasäch pohranieni 
odbaveni v dopravnich prostfeddch behem 
jizdy nebo plavby. 

(3) Pracovnici sousedniho stätu jsou podle teto 
Dohody oprävneni provädet pohranieni odbaveni v 
uzemnim stäte. 

(4) Prislu�ne ustfedni orgäny srnluvnich 'stätu urei 
dohodou: 

1. zrizoväni, zmeny nebo zru�eni pohranienich 
odbavovadch stanovi�f uvedenych'V odst. 2, 

2. trasy, na nichz pracovnlci sousedniho stätu 
v uzemnirn stäte 
a) smeji provädet pohranieni odbaveni v do­

pravnich prostredcich behem jizdy nebo 
; plavby, . 

b) ,smeji zadriene osoby nebo osoby, kteryrn 
byl odmitnut vStup, jakoz i zaji�tene zbozi 
nebo . dukazni prostredky preväzet do 
sveho stätu nebo doproväzet k jinemu 
pohranienimu odbavovadmu stanovisti 
sveho stätu a 

3. prostory. 

Cla�ek 3 

(1) Prostor muze zahrnovat: 
1. v zeleznieni doprav� 

a) eästi nädrazi a ostatni zeleznicni zafizeni 
(elänek 2 odst. 2 bod 1); vzdy zahrnuje 
zeleznicni traf mezi stätnimi hranicerni a 
pohranienim odbavovadm stanovi�tem; 

b) pri pohranienim odbaveni behern jizdy vlak 
na stanovenych usedch zeleznieni trate 
podle elänku 2 odst. 4 bod 2 pism. a), jakoz 
i eästi nädrazi, jimiz vlak projizdi; 

2. v silnicni doprave, eästi sluzebnich budov, 
silnieni useky a jinä zafizehi; vzdy zahrnuje 
silnici meii stätriimi htanicemi a pohranienim 
odbavovadrn stanovistem; 

3. ve vodni doprave 
a) eästi sluzebnich budov, vodni cesty, jakoz i 

pobreznhl pfistavni 'zarizeni; vzdy zahr­
nuje vodni cestu meiistäthimi hranicemi a 
pohranienim odbavovadm stanovistern; 

b) pri pohranienirn 'odbaveni behern plavby 
Iod na vodnich cestäch, stanovenych podle 
clänku 2 odst. 4 bod 2 pistn. a), jakoz i eästi 
budov a zafizeni na techto vodnich 
cestäch. 

(2) Pri urednich vykonech podle elänku 2 odst. 4 
bod 2 pisrn. b) jsou stanovene. trasy 'prävne 
postaveny na roveil prostoru. 

(3) Ürady smluvnich stätu pfislusne k pohranic­
nirnu odbaveni a k zeleznicni doprave urei, '. ve 
kterych vladch se provädi pohranieni odbaveni 
behern jizdy. 

ODDIL II 

Pohranicni odbavovani 

Clanek 4 

(1) V prostom platl pro pohranieni odbavenl 
sousedniho stätu vsechny prävni pfedpisy tohoto 
stätu 0 pfekraeoväni stätnich hranic osobami a 0 

dovozu, vyvozu a pruvozu zbozl; pracovnici 
sousednlho stätu je uplatiluji ve stejnern roisahu a se 
stejnyrni dusledky jako na vlastnlrn stätnirn uzern!. 

(2) Üfedni ukony provädene v prostoru pracov­
nlky sousedniho stätu jsou povazoväny za ukony 
provedene jakoby v urCite ob ci sousedniho stätu, na 
jejirnz uzerni se pfislusny hranicni prechod nachäz!. 

(3) Poru�eni prävnich predpisu sousedniho stätu 
uvedenych v odst. 1, ke kteryrn doslo v prostoru, se 
p6vazuji za porusenl spächanä v miste uvedenern 
v odst. 2. 

(4) V ostatnich pfipadech plati prävni. fäd 
uzemniho stätu. 

CIanek 5 

(1) K pravornocirn podle elänku 4 odst. 1 patri i 
prävo zadrieni a nuceneho navräceni zpet. 
Pracovnici sousedniho stätu vsak nejsou oprävneni '. 
zadrzovat pfislusniky uzernniho stätu na jeho 
uzerni, . brät. je do vazby neb<> je prevazet do 
sousedniho stätu. Srneji vsak tyto osoby nucene 
pfevest na vlastni predsunute pohranicni odbavovad 
stanoviste, nebo neexistuje-li, na pohranieni odba­
vovaci stanoviste uzemniho stätu k pisemnemu 
zäznamu skutkove podstaty. 

(2) Pfi opatfenich podle odstavce 1 je nutno 
neprodlene prizvat pracovnika uzernniho stätu. 

(3) Pfedpisy uzernniho stätu 0 prävu na azyl 
zustävaji nedoteeny. 

Clanek 6 

' (1) V prostoru je nutno provest poh�anicni 
odbaveni vystupnihö stätu pred pohranieniin odba­
venim vstupniho stätu, ledaie se od pohranicniho 
odbaveni vystupniho stätu upoust!. 

. 

(2) Ihned po zacätku pohranieniho odbavoväni ze 
strany vystupniho stätu srneji v zeleznieni a vodni 
doprave pracovnici vstupniho stätu provädh poh­
ranieni odbaveni osob a zbozi, . ktere jiz byly 
pracovniky vystupniho stätti odbaveny. 

(3) Po zahäjeni vstupniho odbavenl PTacovnici 
vystupniho stätu jiz nemaji prävo provädet ukony 
pohranicniho odbaveni. Vznikne-li vsak po zahäjehi 
vstupniho odbaveni podezfeni na soudne trestne 
jednäni anebo se dodateene ukäze, ze nejakä osoba, 
po nlz je vyhlä�eno päträni, ·se nachäzi v. toJpto 
prostoru, maji pracovnici vystupniho stätu po 

1·:, 
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predehozim vyrozumeni pracovnikü vstupniho stätu 
prävo zopakovlit ukony pohranieniho odbaveni. 

Clanek 7 
(1) Praeovnici smluvnich stätü se po vzäjemne 

dohode smeji odehylit od poradi stanoveneho 
v elänku 6 odst. 1, pokud je to v zäjmu ryehleho 
odbaveni. V techto pripadech smeji praeovnici 
vstupniho stätu provest zadrzeni nebo zajiheni 
teprve po skonceni pohranieniho odbaveni vystup­
niho stätu. Predvädeji, pokud ehteji takove opatreni 
uCinit, pfislusne osoby a zbozi pracovniküm 
vystupniho stätu, pokud pohranieni odbaveni 
vystupniho stätu techto osob a tohoto zbozi neni 
jeste ukoneeno. ehteji-li praeovnici vystupniho 
stätu provest zadrzeni riebo,z�baveni, maji prednost. 

, (2) Do sousedniho stätu smeji byr preväzeny 
penezni cästky vybrane praeovniky sousednihd stätu 
pfi pohranicnim odbaveni v uzemnim stäte nebo 
penezni cästky 'preväzene pro sluzebrii potfebu, 
jakoz i zadrzene nebo zabavene zb"ozi. 

Clanek 8 

(1) Zbozi, ktere je pti vYstupnim odbaveni 
pracovniky souse'dniho stätu do tohoto stätu 
vräceno nebo pred zahäjenim vstupniho odbaveni 
uzemniho stätu z podnetu k tomuto oprävnene 
osoby vräceno do sousedniho stätu, nepodlehä ani 
vyvoznim predpisüm, ani vystupnimu odbaveni 
uzemniho stätu. 

(2) Osobäm vräcenym pracovniky vstupniho stätu 
nesmi hyr bräneno v nävratu do vystupniho stäti!. 

- Taktez nesmi byr bräneno ve zpetnem dovozu zbozi 
do vystupniho stätu, jehoz dovoz byl praeovniky 
vstupniho stätu odmitnut. 

(3) Pti provädeni opatren,iuvedenych v odstavei 2 
se budou praeovnici smluvnich stätü vzäjemne 
informovat a spolupracovat. 

ODDtL III 

Pracovnici 

Clanek 9 

(1)  Praeovnici sousedniho stätu smeji s vyhradou 
odstavee 2 na zäklade sluzebI1iho prükazu opatre­
neho fotografii za ucelem vykonu sluzby v uzemnim 
stäte prekraeovat stätni hranice na vseeh spolecnych 
hranicnieh pfeehodech. Tento prükaz opravnuje 
pratövniky dopravit se do prostoru (elänek 1 odst. 
4), zdrtovat se v nem a vrätit se odtud do 
sousedniho stätu: 

(2) Pracovnici sousedniho stätu provädejid­
v uzemnim stäte pohranieni odbaveni v zeleznieni 
nebo vodni doprave musi byr vybaveni sluzebnim 

prükazem a sluzebnim poverenim v jazyee nemee­
kern a ceskern nebo slovenskem. Toto sluzebni 
povereni musi obsahovat jmeno, datum a misto 
narozeni, eislo sluzebniho prükazu, jakoz i prostor 
(elänek 1 odst. 4). 

(3) Zäkazy vstupu jednotlivym pracovniküm 
sousedniho stätu jsou touto upravou nedotceny. 
V takovem pripade je nutno 0 tom neprodlene 
vyrozumet ufad sousedniho stätu, ktery sluzebni 
prükaz nebo sluzebni povereni vydal. 

Clanek 10 ' 
(1) Üzemni stät poskytuje praeovniküm soused­

niho stätu pri vykonu jejieh sluzby v prostoru 
stejnou oehranu a podporu jako vlastnim praeovni­
kümo Trestne prävni ustanov:eni uzemniho, stätu na 
ochranu praeovnikü a vykon jejieh pravomod je 
treba uplatnovat i u trestnyeh' Cinü späehanyeh 
v uzemnim stäte proti praeovniküm sousedniho 
stätu pfi vykonu jejich sluzby nebo v souvislosti 
s touto sluzbou.' . 

' 

(2) 0 trestnem jednäni späehariem pracovnikem 
sousedniho stätu v uzemnim stäte je nutno 
neprodlene vyrozumet sluzebni orgän dotycneho 
praeovnika prosifednictvim prislusneho uradu 
uzemniho stätu. 

(3) Rozhodoväni 0 närodch na nähradu skody 
zpüsobene pracovniky sousedniho stätu pci vykonu 
jejich sluzby v prostoru podleM pravomoci soudü 
sousedniho stätu. Tyto näroky je tceba posoudit 
podle präva tohoto sousedniho stätu. 

Clanek 11 

Pracovnici sousedniho stätu smeji pfi vykonu sve 
sluzby v uzemnim stäte, jakoz i eestou do prostoru a 
zpet, nosit sluzebni odev, sluzebni odznaky a 
sluzebni zbrane i potcebne sluzebni vybaveni a vodit 
s sebou sluzebni psy. Zbrane vsak srrieji pouzit jen 
v pcipade sebeobrany. 

Clanek 12 

(1) Je-li praeovnik sousedniho stitu :v uzemnitn 
stäte pfi vykonu sluzby nebo v souvislosti s touto 
sluzbou usmrcen nebo' zranen anebc)' je-li vee, 
kterou u sebe mä nebo nosi, poskozena n_ebo 
znieena, posuzuji se näroky na nähradu skody podle 
präva sousedniho stätu. 

(2) K rozhodlluti 0 nährade skody podle odstavee 
1 je däna pravomoe soudüm toho smluvniho stä�u, 
na jehoz uzemi doslo k jednäni, ktere melo za 
näsledek vznik skody --anebo na jehoz uzemi 'mä . 
sküdce svüj trvaly pobyt. Pravomoc je däna take 
sou du smluvniho stätu, v jehoz obvodu mä falobee 
trvaly pobyt. 

' 
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(3) Rozhodnuti tykajici se närokü na nähradu 
skody podle odstavce 1 vydanä soudem jednoho ze 
smluvnich stätü nebo smiry v techto vecech pfed 
takovym sou dem uzavfene se s vyjimkou odstavce 4 
ve druhem sluvnim stäte uznävaji a jsou-li tato 
rozhodnutl nebo'smiry vykonatelne, vykonävaji. 

(4) U znäni a vykon lze odepfit, jestlize 
a) je zfejme neslueitelny s vefejnym pofädkem 

stätu, na jehoz uzemi se mä rozhodnuti nebo 
smir uznat a vykonat, 

b) rozhodnuti bylo vydäno nebo smir schvälen 
soudem, jemuz nebyla däna pravomoc k vy­
däni takoveho rozhodnutl nebo ke schväleni 
smiru, 

c) v teze veci mezi t)rmiz stranami rozhodl 
pravomocne jiz dfive soud smluvniho stätu, na 
jehoz uzemi se rozhodnuti nebo smir mä 
uznat a vykonat nebo v teze veci mezi tymiz 
stranami byl jiz dfive pravomocne uzavfen ' 
smir pfed' soudem, na jehoz uzemi se 
rozhodnuti nebp smir mä uznat a vykonat, 

d) v teze veci mezi tymiz stranami bylo jiz dfive 
zahäjeno fizeni pfed soudem smluvniho stätu, 
na jehoz uzemi se mä rozhodnuti uznat a 
vykonat, 

" 

e) strane, proti niz rozhodnuti smefuje, byla 
odiiata moznost fädne se zueastnit fizeni. 

ODDlr: IV 

Pohranicni odbavovaci stanovi�te 
'
Clanek 13 

Odbavovaci pravomoci' a odbavovaci doby 
pohranicnich odbavovacich stanovist smluvnich 
stätü je nutno podle moznosti stanovit shodne. 

Clanek 14 

,,(1) Nährady z,a pouziväni zafizeni potfebnych 
pro pohranicni odbavovaci stanoviste sousedni,ho 
st*tu 'v feleznicni, silnicni a vodni doprave 
v t1zemnim stäte budou sjednäny obeansko-prävne. 

(2) Zeleznice a provozovatele vodni dopravy jsou 
povinny pracovniky provädejici pohranieni odba­
veni za jizdy zdarma pfepravovat a poskytnout jim 
bezplatne potfebne vlakove oddily nebe kabiny lodi. 

Clanek 15 

(1)  Mistnosti ureene jako pohranicni odbavovaci 
stanovihe sousedniho stätu je tfeba vyrazne oznaeit 
ufednimi stitky a vysostnymi znaky. 

(2) Näpisy na sluzebnich prostoräch pracovnikü 
sousedniho stätu musi b)rt provedeny v nemeckem a 
eeskem nebo slovenskem jazyce. 

Clanek 16 

Pfedmety ureene pro sluzebni potfebu pohranie­
nich odbavovacich stanovist nebo pro potfebu 
pracovnikü sousedniho stätu behem sluzby v uzem­
nim stäte jsou osvobozeny od povoleni a veskerych 
vstupnich a vystupnich poplatkü. Celni jistqty neni 
nutno sklädat. Zäkazy a omezeni dovozu a vyvozu 
se u techto pfedmetü neuplatiiuji. To plati i pro 
sluzebni a vlastni vozidla pracovnikü, kterä byla do 
uzemniho stätu dovezena na pfechodnou dobu za 
uedem vykonu sluzby. 

Clanek 17 

(1) Ozemni stät povoluje zfizovä�i a provoz 
telekomunikaenich zafizeni potfebnych vyhicne pro 
einnost pfedsunut)rch pohranicnich stanovist, jakoz 
i pro jejich spojeni s pfislusnymi zafizenimi 
sousedniho stätu bez poplatkü, s vyhradou nährady 
pfipadnych zfizovacich näkladü a pronäjmu. 
Provoz techto telekomunikaenich zafizeni je 
povazovän, za interni provoz sousedniho stätu. 
V pfipade nährad za zfizeni a pouziväni , zeleznic 
plati

. 
pfedpisy dojednane mezi zeleznienimi sprä­

vaml. 

(2) S vyjimkou pfipadü uvedenych v odstavci 1 
nejsou dotceny prävni pfedpisy obou smluvnich 
stätü 0 zfizoväni, udrzbe a provozu tdekomunikae­
nich zafizeni na jejich pfislusnem uzemi. 

..... 

ODDIL V 

Zaverecna ustanoveni 

Clanek 18 

V zäjmu närodni qezpecnosti nebo z, düvodü 
jinych nalehavych vefejnych zäjmü müze kazdy 
smluvni stät jednostranne pozastavit pouziti teto" 
Dohody nebo jejich jednotlivych ustanoveni pfe� 
chodne s mistnirrii nebo bez mistnich omezeni: 
Druhy smluvni stät musi bft 0 tom nepiodlene 
vyrozumen pisemne diplomatickou cestou. 

Clanek i9 

(1) Näzorove rozdily t)rkajici se vykladu nebo 
provädeni teto Dohody budou' feseny pfislusnymi 
orgäny obou smluvnich stätü; Tim neni vyloueeno 
f'deni diplomatickou cestou. 

(2) Jestlize nebude mozno vyfesit näzorove 
rozdily tlmto zpüsobem, budou pfedlozeny na 
poZädäni jednoho ze smluvnich stätü rozhodcimu 
soudu. ' 

(3) RozhodCi soud bude ustaven pfipad od 
pfipadu tak, ze kazdy z obou smluvnich stätü ure! 
do tfi mesicü pote, kdy jeden z nich oznäqlil svüj 
umysl ,se obrätit na rozhodci soud, pcC jednom 
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smircim soudei, a ze se takto urceni smirci soudei 
dohodnou na pfislusniku tfetiho stätu jako vrchnim 
smircim soudei. Nedojde-li k dohode 0 vrchnim 
smircim soudci do sesti mesieü pote, kdy jeden 
z oböu smluvnieh stätü oznämil svüj umysl obrätit se 
na rozhodci soud a nebude-li dohodnuto jinak, plati 
·pro urceni vrchniho smirciho soudce ustanoveni 
clänku 45 Ümluvy 0 pokojnem fdeni mezinärod­
nieh sporn ze dne 18. fijna 1907, pokud se vztahuji 
na volbu vrchniho smirciho soudce. 

(4) Rozhodci soud rozhodne na zäklade teto 
Dohody a ujednäni uzavfenych k jejimu provädeni, 
jakoz i platnych mezinärodnieh dohod mezi 
smluvnimi stäty, ktere je mozno aplikovat v dobe 
vzniku nebo trväni sporne zälez.itosti, mezinärod­
ni ho zvykoveho präva a obecne uznävanych· 
prävnieh zäsad. 

(5) Rozhodci soud rozhoduje vetsinou hlasü. 
Jeho rozhodnuti jsou zävaznä. Kazcly ze smluvnieh 
stärü hradi vylohy sveho smirciho soudce; ostatni 
vylohy hradi oba smhivni stäty stejnym dilem. 
V ostatnieh si upravi fizeni rozhodci soud säm. 

(6) Pokud jde 0 pfedvoläväni a vyslech svedkü a 
znalcü, pouziji se obdobne' ustanoveni o prävni 

pomoci platnä v te ktere dobe meZl obema 
smluvnimi stäty. 

Clau'ek 20 

(1) Tato Dohoda podlehä ratifikaci. Ratifikacni 
listiny budou . vymeneny v Praze, pokud mozno 
v dobe co nejkratsi. 

. 
.; 

(2) Tato' 'Dohoda vstoupi v platnost pnriliho dne 
. tf�tiho mesice näsleclujiciho p,? mesici, v nemz doslo ' 
k vymene nitifikacnich listin. 

(3) TutoDohudu Ize kdykoliv piserime diploma­
tickou cestou rypovedet; pozbyva platnosti dvanact 
mesicü po jejim vypovezeni. 

. 

DANO VEVidni, dne 17. cenia 1991, ve dvou 
vyhotovenich v nemeckem a ceskemjazyce, 'pricemz 
obe znehi ·maji ste'inou platnosi. · .' . 

Za Rakouskou republiku: . 
Erieh I\ussbaeh 

Za Ceskou a Siovenskou Federativni Republiku: 
Magda Va§aryova 
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VORBLATI 

Problem: 

Fehlen einer rechtli�hen Grundlage für die Errichtung gemeinsamer Grenzabfenigungsstellen der 
'Zoll- und Grenzkontrollbehörden der beiden Staaten im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr sowie 
für die Vornahme der Grenzabfenigul1g In Verkehrsmitteln während der Fahn. 

Ziel: 

Schaffung einer Rechtsgrunqlage für die Errichtung von Grenzabfenigungsstellen im anderen 
V enragsstaat un� für die Einführung der Grenzabfenigung in Verkehrsmitteln während der Fahn auf 
bestimmten Strecken. Beschleunigte Abwicklung und Erleichterung des Grenzverkehrs. 

Alternativen : 

Keine. 

Konformität mit EG-Recht: 

Ist gegeben. 

Kosten : 

Dem Bund werden keine Mehrausgaben erwachsen. Das Abkommen fühn zu weiteren 
Erleic;hterungen d'er, Grenzabfenigung. Die gemeinsamen Grenzabfenigungsstellen werden vielmehr 
Personal- und Kosteneinsparungen bringen. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das vorliegende Abkommen ist gesetzändernd 
und gesetzesergänzend. Es enthält keine verfas-­
sungsändernden oder verfassungsergänzenden Be­
stimmungen. Es bedarf daher der cGenehmigung 
durch den Nationalrat gemäß Anikel 50 Abs. 1 
B-VG. 

Einer Zustimmung des Bundesrates im Sinne des 
Anikels 50 Abs. 1,2. Satz B-VG bedarf es nicht, da 
keine Angelegenheiten des selbständigen Wirkungs­
bereiches der Länder geregelt werden. 

Alle Bestimmungen dieses Abkommens sind einer 
unmittelbaren Anwendung zugänglich, sodaß es 
eine Erlassung von Gesetzen gemäß Anikel 50 
Abs. 2 B-VG nicht erforderlich macht. 

Per Regelungsbereich des Abkommens fällt in die 
Zuständigkeit der EG-Mitgliedmaaten, weshalb 
sich die Frage der Konformität mit EG-Recht nicht 
stellt. 

Durch das vorliegende Abkommen soll die 
rechtliche Grundlage geschaffen werden, gemein­
same Grenzabfertigungsstellen der Zoll- und 
Grenzkontrollbehörden der bei den Staaten im 
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr zu errich­
ten sowie Abfertigungen in Verkehrsmitteln wäh­
rend der Fahn vorzunehmen. Die Zoll�. und 
Grenzkontrollorgane werden dabei berechtigt, ihre 
Amtshandlungen auch in einer bestimmten Zone des 
Nachbarstaates auszuüben. 

Zweck dieses' Abkommens ist die beschleunigte 
Abwicklung des Grenzverkehrs, wodurch dem seit 
der Öffnung der Staatsgrenze verstärkten Ver­
kehrsaufkommen zwischen der Republik Österreich 
und der Tschechischen und Slowakischen Föderati­
ven Republik Rechnung getragen wi·rd. 

Das Abkommen ist ein sogenanntes Rahmenab­
kommen, da es nicht selbst bereits die Grenzabfeni­
gungsstellen, auf die das' Abkommen Anwendung 
finden soll, festlegt, sondern dies. den Vereinbarun­
gen zwischen den zuständigen Zentralbehörden der 
beiden Venragsstaat\!n überläßt (Anikel 2 Ab­
satz 4). Hiedurch wird die - im Hinblick auf die 
Verkehrsentwicklung notwendige - Flexibilität 
gewährleistet. 

Das Abkommen regelt die Rechte, Pflichten und 
Befugnisse, welche c;len auf dem Gebiet des 
Nachbarstaates errichteten GrenzabfertigungssteI­
len (Grenzzollämter und GrenzkontrollsteIlen) �nd 
den Bediensteten von Grenzabfertigungsstellen, 
welche die Grenzabfertigung auf fremdem Staatsge� 
biet vornehmen, zustehen. bzw. obilegen. 

Die ' Verhandlungen wurden zwischen einer 
österreichischen und einer tschechoslowakischen 
Delegation in zwei Verhandlungsrunden vom 
14. bis 16. Mai 1990 in Wien und vom 18. bis 
19. September 1990 in Prag abgehalten und 
erfolgreich abgeschlossen. Der bei diesen Verhand­
lungen erarbeitete Entwurf wurde am 17. Juni 1991 
in Wien unterzeichnet. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1: 
Für das Abkommen wesentliche Begriffe werden 

hier näher definien. ' 

Zu Artikel 2: 
. Die grundSätzliche Möglichkeit der Zusammen­

legung von österreich ischen und tschechoslowaki­
schen Grenzabfertigungsdiensten auf sogenannte 
Grenzabfertigungsstellen sowie die Einführung. der 
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der' 
Fahrt auf bestimmten Strecken mit dem Zweck, die 
Grenzabfertigung im Straßenverkehr zu erleichtern 
und zu beschleunigen, wird in den Absätzen 1 und 2 , 

rechtlich veranken. 
In Absatz 3 wird die Rechtsgrundlage dafür 

geschaffen, daß die Bediensteten des Nachbarstaa­
teS auf fremdem Staatsgebiet Hoheitsakte setzen 
dürfen. 

In Absatz 4 wird festgelegt, welche Angelegen­
heiten durch Vereinbarungen der zuständigen 
Zentralbehörden der bei den Vertragsstaaten im 
Detail zu 'bestimmen sind, 

Zu Artikel 3: 
Der Ab,satz 1 ist eine Ergänzung zu Anikel 2 

Absatz 4 und bezeichnet' konkret die Bereicqe, die 
eine Zone umfassen kann. 
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Durch den Absatz 2 wird normiert, daß die zur 
Verbringung von festgenommenen oder zurückge­
wiesenen Personen oder sichergestellten Gütern in 
den Nachbarstaat vereinbarten Strecken (Artikel 2 
Absatz 4, Ziffer 2 lit. b), auch wenn sie nicht zur 
Zone gehören, für diese Amtshandlungen der Zone 
rechtlich gleichgestellt sind. 

Absatz 3 soll festlegen, daß die Bestimmung, in 
welchen Reisezügen die Grenzabfertigung während 
der Fahrt vorgenommen wird, den für die 
Grenzabfertigung und den Eisenbahnverkehr zu­
ständigen Behörden der Vertragsstaaten obliegt. 

Zu Artikel 4: 

Absatz 1 enthält die grundsätzliche Ermächti­
gung für die Bediensteten des Nachbarstaates, die 
Grenzabfertigung im' Gebietsstaat wie im eigenen 
Staat durchzuführen. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten die Bestimmungen 
über die fiktive örtliche Zuordnung von in der Zone 
durchgeführten Amtshandlungen der Bediensteten 
des Nachbarstaates und der dort begangenen 
Zuwiderhandlungen gegen die Rechtsvorschriften 
des Nachbarstaates. 

Absatz 4 soll klarstellen, daß die Vertragsstaaten 
zwar gestatten, daß auf ihrem Hoheitsgebiet fremde 
Organe eine Grenzabfertigung durchführen, ihre 
Rechtsordnung sonst aber unberührt bleibt. 

Zu ArtikelS:  

Die grundsätzliche Ermächtigung nach Artikel 4 
Absatz 1 wird durch die Bestimmung des Artikels 5 
teils weiter ausgeführt, teils eingeschränkt. So sollen 
die Befugnisse nach Artikel 4 Absatz l' auch das 
Recht zur Festnahme und zur zwangsweisen 
Zurückstellung umfassen. Jedoch dürfen Staatsbür­
ger des Gebietsstaates von Beaiensteten ,des 
Nachbars'taates im Gebietsstaat weder festgenom­
men, noch in Haft gehalten oder in den 
Nachbarstaat verbracht werden, sondern nur zum 
Zwecke der Vernehmung unter Beiziehung eines 
Bediensteten des Gebietsstaates zwangsweise vorge­
führt we'rden .. 

Durch den Absatz 3 wird sichergestellt, daß das 
Asylrecht des Gebietsstaates von den Bestimmungen 
dieses Abkommens unberührt bleibt. 

Zu Artikel 6: 

Die Grenzabfertigung des Ausgangsstaates (Aus­
reisekontrolle) soll grundsätzlich jener ,des Ein­
gangsstaates (Einreisekontrolle) vorangehen. Um 
eine rasche Abwicklung der Grenzabfertigung im 
Eisenbahn- und Schiffsverkehr zu ermöglichen, soll 
In Absatz 2 klargestellt werden, daß, mit der 

Einreisekontrolle von Personen und Gütern unmit­
telbar nach Beendigung der Ausreisekontrolle bei 
diesen Personen und Gütern begonnen werden 
kann und nicht auf die Beendigung der Ausreise­
kontrolle beispielsweise eines ganzen Reisezuges 
gewartet werden muß. 

Zu Artikel 7: 
Absatz 1 schafft die Möglichkeit, daß die 

Vertragsstaaten einvernehmlii;;h von der in Artikel 6 
Absatz 1 vorgesehenen Reihenfolge zur Durchfüh­
rung der Grenzabfertigung abweichen können. 
Diese Regelung stellt eine größere Flexibilität zur 
Beschleunigung der Grenzabfertigung sicher, falls 
dies geboten erscheint. 

- Absatz 2 sieht vor, daß die zum dienstlichen 
Gebrau�h �itgeführten oder bei der Grenzabferti­
gung im Gebietsstaat eingenommenen Geldbeträge . 
sowie beschlagnahmte oder eingezogene Güter in 
den Nachbarstaat verbracht werden dürfen. 

Zu Artikel 8 : 

Werden bei einer vorgeschobenen Grenzabferti­
gungsstelle iin Zuge der Ausgangsabfertigung Güter 
in den Na:chbarstaat zurückgewiesen oder werden 
sie noch vor der Eingangsabfertigung d,es Gebiets­
staates von der verfügungsberechtigten Person in 
den Nachbarstaat zurückgeführt, sollen diese Güter 
anläßlich ihrer Rückführung weder den Ausfuhr­
vorschriften noch der Ausgangsabfertigung des 
Gebietsstaates unterliegen. 

Personen, denen die Einreise verweigert wurde, 
sollen vorn Ausgangsstaat zurückgenommen wer­
den müssen. Gleiches soll für Güter gelten, deren 
Einfuhr in den Eingangsstaat abgelehnt wird. 

Zu Artikel 9:, 

Abgeh�nd von bestehende� Paß- Und allfälligen 
Sichn:ermerkspflichten sollen die Bedien'sieten und 
die mit der Dienstaufsicht betrauten Personen des 
Nachbarstaates unter Vorweisung eines:mit Licht­
bild versehenen Dienstausweises die Staatsgrenze an 
den gemeinsamen Grenzübergängen überschreiten 
dürfen, um sich an ihren Dienstort zu begeben. 
Bedienstete, die die Grenzabfertigung im Eisen� 
bahn- und Schiffsverkehr durchführen, bedürfen 
für den Grenzübertritt zusätzlich eines zweisprachi-
gen Dienstauftrages. . 

Zu Artikel 10 :' 

Im Interesse einer effektiven und ungehinderten 
Ausübung ihrer dienstlichen Funktionen in der 
Zone sowie zum Schutz vor rechtswidrigen 
Angriffen wird den Bediensteten des NachbaFstaa� 

, 
, 
-i' 

:.;. 
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tes gemäß Absatz 1 der besondere, hoheitsrechtli­
chen Organen vorbehaltene, insbesondere straf­
rechtliche Schutz durch den Gebietsstaat einge-. 
räumt. Umgekehrt legt Absatz 2 aber auch einen 
durch eine Benachrichtigungspflicht gegenüber der 
vorgesetzten Dienstbehörde eines Bediensteten, der 
eine strafbare Handlung im Gebietsstaat begehen 
sollte, gegebenen Schutz eigener Rechtssubjekte ' 
fes�: Der ' Vertrag eröffnet die Möglichkeit, daß 
Organe des einen Staates auf dem Gebiet des ' 
anderei1 �taates Vollziehun.�shandlungen setzen. 
Dies' soll aber zu keiner Anderung hinsichtlich 
allfälliger Amtshaftungsansprüche führen. Art. 10 
Absatz 3 sieht daher vor, daß sich ,die Amtshaftung 
in Fällen, in denen Gr�nzkontrollorgane im Ausland 
in Vollziehung der Gesetze Schaden' verursachen, 
nach dem Re,cht des entsendenden Staates richtet. 
Verursacht etwa ein österreichischer Bediensteter in 
der CSFR in Vollziehung der (österreichischen) 
Gesetze ,einen' Schaden, so kann der Ersatz nach 
österreichischem Recht (AHG und österreichisches 

, Schad�nersatzrecht) geltend gemacht w�;den. Zur 
Entscheidung über den Amtshaftungsanspruch sind 
in diesem Fall die österreichischen Gerichte 
zuständig. Welches der österreichischen Gerichte 
im einzelnen Fall zuständig ist, ergibt sich al,lS § 9 

- Abs. 1 und 2 AHG in Verbindung mit Art, 4 
Absatz 2 des vorliegenden Abkommens. Danach ist 
das Landesgericht zuständig, in dessen Sprengel die 
Gemeinde liegt, in deren Gebiet sich der zugehörige 
Grenzübergang befindet. 

Zu Artikel 11: 

Den Bediensteten des Nachbarstaates soll es 
erlaubt sein, bei der Ausübllflg ihres Dienstes sowie 
auf dem Weg zu ihrer Dienststelle, ihre Dienstklei­
dung, Dienstabzeichen und Dienstwafferi zu tragen. 
Der Waffengebrauch ist aber nur im Falle der 
Notwehr gestattet. 

Zu Artikel 12: 

Zu Absatz 1 : 
, .. ' 

die SchadenersatzansprUche nicht nach dem Recht 
des Staates, in de'm das verursachende Verhalten 
gesetzt worden ist - das wäre regelmäßig das 
Recht des Gebietsstaates -.:., zu beurteilen, sondern 
nach dem Recht des Nachbarstaates. 

Diese Abweichung von der allgemeinen Regel des 
§ 48 IPR-Gesetz ist in dem in Artikel 12 Absatz 1 
geregelten Sonderfall gerechtfertigt. Ohne das 
Abkommen könnten die Grenzbediensteten des 
Nachbarstaates in Ausübung ihres Dienstes stets nur 

, auf dem Gebiet des' Nachbarstaates geschädigt 
werden, weil sie ihren Dienst nicht.im Gebietsstaat 
ausüben dürften. Das Abkommen will aber an der 
haftungsrechtlichen Situation der Bediensteten 
keine Änderung herbeiführen; ihr Schaden sollte 
w�iterhin so beurteilt werden, wie' wenn sie den 
Dienst im eigenen Staat ausgeübt hätten. Aus der 
Sicht des Schädigers ist diese, Sorideranknüpfimg 
nicht ,überraschend, hat er doch einem (uniformier­
ten) Bedien�teten des Nachbarstaates in Ausübung 
des Diensies oder in Beziehung auf diesen Dienst 
einen Schaden zugefügt. " 

Die Sonderkollisionsnorm erübrigt auch die im 
grenznah5!n Bereich unter Umständen schwierige 
Feststellung, 'in welchem Staatsgebiet (noch oder 
schon) das den Schaden verursachende Verhalten 
gesetzt worden ist. Die Anknüpfung an das Recht 
des Nachbarstaates ist in dem geregelten Fall daher 
klarer und einfach.er. 

Zu Abs:\tz 2 : 

Für die in Absatz 1 geregelten Fälle (Schädigung 
eines Bediensteteri im Sinne des Übereinkommens 
auf dem Gebiet des Nachbarstaates) wird in 
Absatz 2 die Gerichtsbarkeit zwischen den Ver­
tragsstaaten abgegrenzt. Daß, wie im erSten Satz des 
Absatzes 2 festgelegt, inländische, Gerichtsbarkeit 
besteht, wenn das den Schaden verursachende 
Verhalten im Inland gesetzt worden, ist, ode'r wenn 
der Schädiger, das ist in der Regel der Beklagte, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, 
bedeutet weder für Österreich noch für die CSFR 
ein Abgehen von der bestehenden Rechtslage. Mit 
diese,r Regelung' ,allein müßte der geschädigte 

Dies ist eine besondere ' Kollisionsnorm für Bedienstete jedoch in vielen Fällen seine Ansprüche 
Schadenersatzansprüche. Ihr Anwendungsbereich vor dem Gericht des anderen' Staates durchzusetzen 
ist eng gesteckt. Eiri Bediensteter des Nachbarstaa- versuchen. Dies würde für,ihnaber bedeuten, d�ßer 
tes muß im Gebietsstaat während der Ausübung 'durch sein Tätigwerden im Nachbatstaat hinsicht­
seines Dienstes' oder in Beziehung auf diesen Dienst lic\:! der Durchsetzung seiner Schadenersatzansprü­
getötet oder verletzt worden se,in oder eine Sache" the schlechte'r gestellt wäre, als wenn' er seinen 
die er mit sich führt ode� an sich ,trägt, muß ' ' Dienst im Inland :vertichte? würde. Dieser ul'}er­
beschädigt oder vernichtet worden sein. Daß in' wünschte Nachteil wird'durch den zweiten Satz des 

, Ausübung des Dienstes oder in Beziehung auf den Absatzes 2 wettgemacht. Der im. Ausland gesChä" 
Dienst die Schadenszufügung nicht durch eine digte Bedienstete kann seine Schadenersatzklage 
Vertragsverletzung denkbar: ist, hanqelt es sich um auch bei qem Gericht einbringen, in d�ssen Sprengel 
eine Kollisionsnorm für außerV�rtragiiche Schaden- er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ein zu 
ersatt,an·sptüche. Anders als nach § 48 Absatz 1 Schaden gekommener österieichisther Bediensteter 
IPR"Gesetz sind in dem Sonderfall des Absatzes 1 kann also im Inland klagen. 

' 
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Während die Jurisdiktionsnorm sowohl den 
'-. allgemeinen Gerichtsstand (BeklagtengerichtSstand) 

als auch den Gerichtsstand der Schadenszufügung 
kennt, sodaß in diesen Fällen auch das ,örtlich 
zuständige Gericht feststeht, kennt die Jurisdik­
tionsnorm keinen allgemeinen Klägergerichtsstand. 
Der Artikel 12 Absatz 2 stellt deshalb auf den 
Sprengel ab, in dem der Kläger seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; Dadurch wird neben der inländi­
schen Gerichtsbarkeit zugleich auch die Zuständig­
keit geregelt. 

Zu Absatz 3 : 

Praktische Bedeutung erlangt der mit Absatz 2 
eingeführte Klägergerichtsstand für österreichische 
Bedienstete aber nur, wenn die , Entscheidungen 
(und Vergleiche) der zuständigen österreichischen 
Gerichte auch in der CSFR ' vollstreckt werden. 
Daher ist in Absatz 3 eine gegenseitige Anerken­
nung und Vollstreckung von Entscheidungen über 
die in Absatz 1 geregelten Schadenersatzansprüche 
vorgesehen. Sie dient der zusätzlichen Absicherung 
österreichischer Bediensteter, die in der CSFR ihren 
Dienst versehen. 

Zu Absatz 4 : 

Absatz 4 enthält die üblichen Versagungsgründe, 
die einer Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen oder Vergleichen im 
jeweils anderen Staat entgegenstehen können. 

Eine ordre-public-Widrigkeit soll nur dann zur 
Versagung der Anerkennung und der Vollstreckung 
führen, wenn dieser Widerspruch offensichtlich ist. 
Im Zweifel ist also die Entscheidung im anderen 
Staat anzuerkennen (Buchstabe a) . 

Da die Zuständigkeit des entscheidenden Ge­
richts im Sinne des Absatzes 3 keine Anerkennungs­
voraussetzung bildet, ist ' die Unzuständigkeit in 
Buchstabe b als eigener Versagungsgrund vorgese­
hen. 

Buchstabe c behandelt die Einrede der res 
iudicata als Anerkennungs- und Vollstreckungsver­
sagungsgrund. Der An'erkennung einer Entschei­
dung oder eines gerichtlichen Vergleichs kann 
jeweils eine frühere Entscheidung oder ein früherer 
Vergleich entgegenstehen. 

, Um es für den Kläger uninteressant zu machen, in 
unökonomischer Weise seine Schadenersatzansprü­
che vor den Gerichten beider . Länder, (zugleich) 
geltend zu , machen (etwa um " zu spekulieren, 
welches der beiden Gerichte früher oder günstiger 
entscheiden wird), enthält Buchstabe cl den 
Versagungsgrund der Streitanhängigkeit. Eine 
Entscheidung; 'die in einem Verfahren ergangen ist, 
das erst später aiS ein' gleiches Verfahren im anderen 
Staat angestrengt worden ist, wird im anderen Staat 
nicht anerkannt und vollstreckt. 

J 

Während nach tschechosiowakischelll ' Recht 
gerichtliche Vergleiche gerichtliche Entscheidungen 
sind, weil die Wirksamkeit eines zwischen ,den 
Parteien geschlossenen Vergleichs eine Bewilligung 
des Gerichts voraussetzt, sind vor österreichischen 
Gerichten geschlossene Vergleiche nicht als gericht­
liche Entscheidungeh anzusehen. Aus österreichi­
scher Sicht ist daher der letzte V ers3;gungsg�und ,im 
Buchstaben e, nämlich die mangelnde Möglichkeit 
für den Beklagten, sich am Verfahren, das zu det 
E\uscheidung geführt hat, ordnungsgemäß' zu 
beteiligen, auf Vergleiche nicht anzuwenden:' Sie 
wird aber auch bei der Prüfung tschechoslowaki­
scher Vergleiche keine Rolle spielen. Ist nämlich 
einmal ein Vergleich geschlossen, so wird von einer 
nicht ordnungsgemäßen Beteiligung 'einer Partei 
nicht die Rede sein können. 

Zu Artikel 13 : 

Im Interesse einer beschleunigten und vereinfach­
ten , Grenzabfertigung soll klargestellt werden, daß 
die Abfertigungsbefugnisse und -zeiten bei gemein­
samen Grenzabfertigungsstellen nach Möglichkeit 
übereinstimmend festgelegt werden müssen, 

Zu Artikel 14: 

In Abs. 1 wird festgelegt, daß die Anmietung von 
Räumen der Verkehrsunternehmen durch die Zoll­
und Grenzbehörden zivilrechtlich zu regeln ist. 
Abs. 2 sieht vor, daß den Bediensteten in Zügen u,nd 
auf Schiffen Dienstabteile bzw. Dienstkabinen 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. 

Zu Artikel 1 5 :  

Die Amtsräume sind durch Amtsschilder, Ho­
heitszeichen und durch Aufschriften in ' den 
beiderseitigen 

,
Staatssprachen kenntlich zp machen. 

Zu Artikel 16 : 

Dienstlich benötigte Gegenstände sind keinerlei 
Ein- und Ausfuhrvorschriften unterworfen. 

Zu Artikel 1 7 :  

Der jeweilige Gebietsstaat wird die Errichtung 
und den Betrieb von Fernmeldeanlagen für den , 
Nachbarstaat gebührenfrei bewilligen. 

Zu Artikeln 18-20:  

Diese Artikel enthalten di« in den Abkolllmen 
üblicherwelse vorgesehenen Bestimmungen über die 
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vorübergehende gänzliche oder teilweise Ausset­
zung der Anwendung des Abkommens, über die 
Schlichtung von Meinungsverschiedenheiten, allen-

falls in einem schiedsgerichtlichen Verfahren, die 
Ratifikations-, Inkrafttretens- und Kündigungsbe­
stimmungen. 
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